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PRESSEMITTEILUNG 
 
 

Schulbauförderung: Gleich fünf Schulen in der Region erhalten Landesmittel 

 
Ob neuer Anbau oder sanierte Dächer: Mit einem großen Sanierungs- und Bauprogramm hilft 
die grün-geführte Regierung landesweit Schulen ihre Gebäude, Heizungen oder Technik zu 
erneuern und zu erweitern. 
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Gleich fünf Schulen profitieren von den Mitteln der 
Landesregierung: Die Grund- und Werkrealschule 
Gurtweil in Waldshut erhält im Zuge des 
Schulbauförderprogramms 1.311.000 Euro und die Schule 
am Hochrhein in Lauchrigen erhält für Erweiterung und 
Umbau 216.000 Euro. An die Hebelschule Laufenburg 
gehen 883.000 Euro, die Realschule Klettgau 643.000 
und an die Auwiesenschule in Wutöschingen 198.000 
Euro. 
 
Dies gab das Kultusministerium bekannt, das am Freitag 
den 1.12.2023 Bilanz zu den landesweit bewilligten 
Bescheiden zog. Die CDU-Landtagsabgeordnete Sabine 
Hartmann-Müller erklärte: „Angesichts der Inflation und 
steigender Baukosten lässt das Land seine Kommunen 
beim Schulbau nicht im Stich. Mit über 3,2 Millionen Euro 
investieren wir auch in diesem Jahr wieder kräftig in den 
Schulstandort Hochrhein. So verbessern wir die 
Lernbedingungen für unsere Kinder und schaffen mehr 
Raum für neue pädagogische Konzepte.“ 
 
Für die Sanierung und den Bau von Schulen unterstützt 
das Land die Schulträger dieses Jahr mit insgesamt 172 
Millionen Euro. Davon kommen knapp 42.600.000 Euro 
allein Schulen im Regierungspräsidium Freiburg zugute. 
Das Land und der Bund unterstützen die Kommunen bei 
dieser gewaltigen Herausforderung. 
 
Da die Baukosten enorm gestiegen sind, erhöht Baden-
Württemberg die für die Förderung maßgeblichen 
Kostenrichtwerte bei der Schulbauförderung zum 1. 
Januar des kommenden Jahres um gut ein Drittel. 
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